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Einleitung 

Der Zugriff des Staates auf Werte, die durch eine Investition eines 
ausländischen Privaten innerhalb des Territoriums dieses Staates geschaf-
fen wurden, ist unverändert eines der meistdiskutierten wirtschaftlichen 
und rechtlichen Probleme. Die Enteignung des Privaten ist zwar in diesem 
Zusammenhang das augenfälligste Ereignis1, steht aber meist erst am 
Ende von langandauernden Auseinandersetzungen zwischen dem Staat 
und dem Investoren.2 

Um möglichen Konflikten vorzubeugen und einen Ordnungsrahmen für 
die Abwicklung der Investitionen zu schaffen, wählen die Parteien nicht 
selten den Weg einer Ubereinkunft mit dem Staat. Der Vertrag zwischen 
dem investitionswilligen ausländischen Privaten und dem Staat, der an 
der Aufnahme der Investition in seinen Grenzen interessiert ist, ist 
damit das Instrument, das im internationalen Rechtsverkehr die wirt-
schaftliche Tätigkeit im Ausland erleichtern und die Investitionen gegen-
über dem Gaststaat absichern soll. 

Die Formen, die die Vereinbarungen zwischen den beiden Parteien 
annehmen, haben sich dabei im Laufe der Entwicklung der internationa-
len wirtschaftlichen Zusammenarbeit geändert. Ausgehend von dem 
klassischen Instrument der Konzession3 variieren heute die Vertrags-

1 Eine cross-national-analysis der Verstaatlichungsfälle der beiden letzten 
Jahrzehnte findet sich bei F. N . Burton I Hisashi Inoue, in: JWTI vol. 18 (1984), 
396-414; grundsätzlidl zum Verhältnis zwisdlen privaten Unternehmen und 
Gaststaaten Dominique Carreau I Patriclc Juillard I Thiebault Flory, Droit inter-
national economique, 2e edition, Paris 1980, 46-49. 

2 Zum Problem der sog. creeping expropriation Bums H. Weston, in: VA 
JIL vol. 16 (1975-1976), 103-175. Dieser Handlungsweise mit ihren negativen 
Auswirkungen auf die Investitionsbereitsdlaft werden aber heute vielfältige 
Versudle entgegengesetzt, durch Investitionsanreize an der wirtschaftlidlen Be-
tätigung in einem Staat zu interessieren. Dazu die Darstellung der gesetzgeberi-
schen und administrativen Maßnahmen, die investitionsfördernd wirken sollen, 
bei Jean G. Zorn I Harold A'. Mayerson, in: Col. JTL vol. 21 (1982), 273-303. Zu 
den Faktoren, die allgemein eine Investition im Ausland sinnvoll werden lassen, 
s. OECD (Hrsg.), International Investment and Multinational Enterprises, Invest-
ment lncentives and Disincentives and the International Investment Process, 
Paris, 1983; dazu auch Andrew P. Laszlo, in: Geo. Wash. JIL vol. 18 (1984), 
155-181. 

s Zur Definition dieses Begriffs s. Peter Fischer, Concessions, in: Bernhardt 
(ed.), EPIL, lnst. 8, 100---106 (100): •... a concession in the wider sense ... (is, 
d. Verf.) a synallagmatic act by whidl a State transfers the exercise of rights 
or functions proper to itself to a private person, State-owned enterprise or a 

2 Velten 



18 Einleitung 

arten sowohl in Hinsicht auf die Regelungsinhalte als auch in bezug auf 
die Art der Beteiligung des Staates an der geplanten wirtschaftlichen 
Tätigkeit.4 

Neben dem Begriff der Konzession hat sich international der Begriff 
des State Contract für den Vertrag zwischen einem Staat und einem 
ausländischen Privaten durchgesetzt. Für diesen Begriff bieten sich ver-
schiedene, inhaltlich nur leicht divergierende Definitionen an. So kann 
man einen State Contract beschreiben als 

.le contrat conclu entre un Etat et une personne ou une entreprise ayant la 
nationalite d'un autre Etat. •6 

Möglich ist ·auch, den Begriff des State Contract negativ von den völker-
rechtlichen Verträgen abzugrenzen: 

•... tous accords qui ne rentrent pas dans la categorie ... des 'traites', quand 
bien meme l'un des contractants aurait qualite de sujet du droit des gens. •e 

Oder aber man definiert den State Contract allgemeiner als die 
.contractual relations between States (or other international persons) and 
aliens ... "7 

Dieser Begriff hat den Vorteil, uneingeschränkt die Vertragsbeziehungen 
zwischen Staat und Privaten zu umfassen. Der Begriff .State Contractu 
bietet daher im Gegensatz zu dem Begriff .Konzessionu, der sich im 
Kern auf die vertragliche Gewährung der Rechte zur Ausnutzung der 
natürlichen Ressourcen eines Staates beschränkt und nur allgemein auf 
andere Vertragsarten ausgeweitet wurde8, den Vorteil, auch die gewan-

consortium whidl, in turn, participates in the performance of public functions 
and thus gains a privileged position vis-a-vis other private law subjects within 
the juridiction of the State concerned. • 

' Die Bezeidlnungen der Verträge zwisdlen Staat und Unternehmen sind 
ebenfalls sehr untersdliedlich. Es finden sich .service contract•, .exploration 
and production sharing agreement•, .mining convention•, .joint venture 
agreement•, .master agreement•, • tedlnical assistance agreement•, .agreement 
on foreign capital investment•, .establishment convention • u. a. m. Vgl. dazu 
Fischer (Fn 3), 100; Pierre Vellas, in: JDI vol. 106 (1979), 21-33 (26-33), der 
die Tendenz zur Ersetzung des Eigentums durch eine Kooperation mit dem 
Gaststaat bemerkt. Vgl. auch die Typisierung bei Hans-Werner Rengeling, Kon-
trakte, in: Seidl-Hohenveldern (Hrsg.), LdRIVR, 158-161 (159 f). Dadurch wird 
in seinen Augen ein zusätzlicher Schutz der Investitionen erzielt. Zu den mo-
dernen Investitionsformen auch Hugo J. Hahn!Ludwig Gramlich, in: ArchVR 
vol. 21 (1983), 14.>--238. Einen Rollenwandel in der internationalen Investitions-
tätigkeit zu mehr Beteiligung des Staates an dem finanziellen Risiko sieht auch 
Emil Herbolzheimer, in: Vereinte Nationen vol. 30 (1982), 163-166. Dazu auch 
Samuel K. B. Asante, in: AJIL vol. 73 (1979), 335-371. 

6 Franfois Rigaux, in: RivDI vol. 67 (1984), 489-505 (492). Ähnlich auch 
Prosper Weil, in: MtHanges Paul Reuter, 549-582 (549): •.•. les contrats pas-
ses par un Etat avec une personne etrangere. • 

• Joe Verhoeven, in: Centre Charles De Visscher (Hrsg.), Le contrat economi· 
que international, 115-150 (116 f). 

7 F. A. Mann, in: AJIL vol. 54 (1960), 572-591 (572). 
e So bei Fischer (Fn 3), 100.Rigaux (Fn 5), 492, versteht hingegen den State 

Contract als Oberbegriff zur Konzession. 



Einleitung 19 

delten vertragli<hen Beziehungen zwischen Staat und Privatem weiter 
beschreiben zu können. Deshalb soll im folgenden der allgemeinere 
Begriff des State Contract verwendet werden. 

Das besondere Interesse, das die State Contracts genießen, beruht 
nicht zuletzt darauf, daß es wegen mehrerer Besonderheiten dieser Ver-
tragsverhältnisse zu Uberschneidungen zwischen bisher als privat- und 
öffentlichrechtlich bezeichneten Rechtsgebieten gekommen ist. Eine dieser 
Eigenheiten ist zunächst die verschiedene Nationalität der Vertragspar-
teien; hinzu kommt die unterschiedliche Rechtsqualität der beiden Part-
ner, da sich der Staat als souveränes Völkerrechtssubjekt in dieser Hin-
sicht grundlegend von dem Privaten unterscheidet. Darüber hinaus wer-
den langfristige, für die Entwicklung eines Wirtschaftszweiges des Gast-
staates bedeutsame Verträge mit ausländischen Unternehmen nicht selten 
nauf hoher Ebene"9 abgeschlossen, d. h. die höchsten Staatsorgane sind 
an dem Vertragsabschluß beteiligt. Nicht zuletzt sind aber die Regelungs-
inhalte der State Contracts, die bis zur Ubertragung der Ausübung von 
Hoheitsrechten an den ausländischen Privaten gehen können, für solche 
Verträge charakteristisch. Wegen dieser Besonderheiten der State Con-
tracts läßt sich ein solcher Vertrag nicht mehr uneingeschränkt einem 
bestimmten nationalen Recht kollisionsrechtlich zuordnen. Im übrigen 
ist es auch gerade das Anliegen der ausländischen privaten Partei, den 
Vertrag einer Rechtsordnung zu unterstellen, die dem Zugriff des Gast-
staates, m. a. W. seiner Legislative oder Exekutive entzogen ist. 

Sowohl von den Parteien eines State Contract selbst als auch in der 
völkerrechtlichen und international-privatrechtliehen Literatur sowie 
der Schiedsgerichtspraxis sind aus diesen Gründen immer wieder Uber-
legungen angestellt worden, ob und wie ein State Contract an eine dritte, 
von den nationalen Rechtsordnungen unabhängige Rechtsordnung ange-
bunden werden könne. Ausdruck dieser Bemühung sind die Rechtswahl-
klauseln, die nicht selten in den State Contracts Aufnahme finden.10 

8 Der Ausdrudc. ist von Karl-Heinz Böckstiegel, Der Staat als Vertragspartner 
ausländischer Privatuntemehmen, Frankfurt a. M. 1911, 222. 

10 Naturgemäß unterscheiden sich diese Rechtswahlklauseln beträchtlich von-
einander. So vereinbarten in dem Contract for the Exploration, Developmenl 
and Production of Petroleum zwischen dem Govemment of the Syrian Arab 
Republic and Syrian Petroleum Company sowie der Deminex GmbH vom Juni 
1985 die Vertragspartner in ihrer Rechtswahlklausel (Art. XXIII): • The Parties 
base their relations with respect to this Contract on the principles of goodwill 
and good faith. Taking into account their different nationalities, this Contract 
shall for the purpose of arbitration be given effect and be interpreted and 
applied in conformity with principles of law common to the SYRIAN ARAB 
REPUBLIC, the UNITED STATES OF AMERICA, THE NETHERLANDS and 
the UNITED KINGDOM, and the FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY, and in 
the absence of such common principles, then in conformity with the principles 
of law normally recognized by civilized nations in general, including those 
which have been applied by International Tribunals. • Ähnlich auch der Service 

2" 
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